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Vorwort 

Die neuen Medien und besonders das Internet haben vielfältige Möglich-
keiten eröffnet, grenzüberschreitend wirtschaftlich tätig zu sein. Der Ver-
trieb von Waren und Dienstleistungen ist gegenwärtig in einem Maße und 
einer Geschwindigkeit möglich geworden, die man bisher nicht kannte. 

Die Möglichkeiten dieser modernen Medien als Folge der Einrichtung 
des Internet werden zunehmend auch von den Betreibern von Glücksspie-
len, insbesondere den Lotterien genutzt. Die grenzüberschreitende Lotterie-
tätigkeit im europäischen Raum ist ein Betätigungsfeld, das zunehmend 
auch für Latteriebetreiber aus Staaten interessant wird, die bisher den natio-
nalen Bereich aus Werbe- und Vertriebsgründen nicht verlassen haben. Der 
Lotteriemarkt der deutschen staatlich konzessionierten Lotterieunternehmer 
ist seit Alters her für seine Abschottungstendenzen bekannt. Es gelingt 
kaum einem ausländischen Lotteriebetreiber, in der Bundesrepublik 
Deutschland Fuß zu fassen. 

Die Gründe hierfür liegen vielfach in den rechtlichen Vorschriften, die in 
exzessiver Weise auf ausländische Latteriebetreiber Zugriff nehmen. So ent-
hält das deutsche Rennwett- und Lotteriegesetz die Bestimmung einer 
besonderen Steuer, die in ihrer Höhe danach differenziert, ob der Lotterie-
betreiber Deutscher oder Ausländer ist. Die Lotteriesteuer ist für ausländi-
sche Betreiber so bemessen, dass keine realistische Gewinnchance mehr 
verbleibt. Neben diese steuerrechtliche Vorschrift treten viele Regelungen 
des Strafrechts sowie landesrechtliche Regelungen des Ordnungswidrigkei-
tenrechts, die eine liberale Gestaltung des Marktes für - insbesondere aus-
ländische - Latteriebetreiber in Deutschland erschweren. 

Diese den Lotteriemarkt einschränkenden Normen sind häufig - aber 
nicht nur - vorkonstitutionelle Regelungen. Sie nehmen keine Rücksicht 
darauf, dass mittlerweile ein europäischer Binnenmarkt existiert, dessen 
Prämisse der Abbau von Handelshemmnissen ist. 

Die vorliegende Untersuchung geht der Frage nach, inwiefern die deut-
schen Rechtsnormen, die den Markt für Latteriebetreiber insgesamt sowie 
für ausländische Latteriebetreiber in der Bundesrepublik Deutschland 
besonders einschränken, mit dem Europarecht sowie dem Verfassungsrecht 
in Einklang stehen. 

Die Untersuchung prognostiziert, dass die Strukturen, die bisher den 
deutschen Lotteriemarkt gegen ausländische Betreiber abgeschottet haben, 



6 Vorwort 

nicht mehr werden aufrechterhalten können und sich insbesondere die deut-
schen Klassenlotterien darauf werden einstellen müssen, in Zukunft einem 
erheblich höheren Konkurrenzdruck zu unterliegen. 

Heinrich Wilms 
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Einleitung 

Nach dem Wortlaut des Deutschen Rennwett- und Lotteriegesetzes 
i. V. m. § 37 Abs. 4 Ausführungsbestimmungen zum Renn wett- und Lotte-
riegesetz unterliegen ausländische Lose und Ausweise einer Steuer in Höhe 
von DM 0,25 für jede Deutsche Mark vom planmäßigen Preis. Bei Deut-
schen beträgt die Steuer dagegen 20 v. H. des Preises sämtlicher Lose aus-
schließlich der Steuer, das sind 16 2/3 v. H. des Verkaufpreises. 1 Eine 
Anwendung des Gesetzes auf ausländische Klassenlotterien würde im 
Ergebnis bedeuten, dass die in Deutschland zu entrichtende Steuer höher 
sein kann als der Provisionsgewinn, den ein Lotterieunternehmen macht. 
Aus verfassungsrechtlicher Sicht muss ein solches Ergebnis bedenklich 
stimmen, kann diese Regelung doch schließlich ein faktisches Verbot des 
Verkaufs ausländischer Lose in Deutschland darstellen. Nicht auszuschlie-
ßen ist zudem eine unzulässige Einschränkung der Freizügigkeit des 
Waren- und Dienstleistungsverkehrs in der Europäischen Union. 

Betrachtet man die einhergehende Fragestellung näher, so fallen verschie-
dene Gesichtspunkte mit möglichen rechtlichen Auswirkungen auf. Zweifel 
bestehen insoweit an: 
1. der Anwendbarkeit des Rennwett- und Lotteriegesetzes auf eine staatlich 

konzessionierte ausländische Klassenlotterie, 
2. sofern diese zu bejahen ist, an der Frage, ob gegen das Gesetz verfas-

sungsrechtliche Bedenken bestehen, 
3. daran, ob das Gesetz im Übrigen EU-rechtswidrig ist, sowie 
4. daran, ob vertretungsberechtigte Organe ausländischer Klassenlotterien 

durch den Verkauf von Losen in Deutschland gegen § 287 StGB versto-
ßen. 

1 Hicks, Steuerbare Tatbestände in derRennwett-und Lotteriesteuer, UVR 1991, 
46, 49. 



1. Kapitel 

Die Rechtsgebiete im Überblick 

A. Steuerrecht 

I. Einführung 

Das Rennwett- und Lotteriegesetz, 1 das auf eine bald achtzigjährige 
Geschichte zurtickblicken kann, hat im Wesentlichen einen Zweck: die 
Besteuerung solcher Rechtsgeschäfte, die "Gewinne aus dem Spieltrieb des 
Volkes ziehen"? Die darin enthaltenen Steuertatbestände der Rennwett- und 
der Lotteriesteuer werden im deutschen Steuerrechtssystem zu den Ver-
kehrsteuern gezählt, da sie Vorgänge erfassen und weder einen Subjekt-
noch Objektbezug aufweisen.3 

Für die folgende Untersuchung soll die Rennwettsteuer (§§ 1-16 Renn-
wett- und LotterieG), die Wettumsätze aus Anlass öffentlicher Pferderennen 
erfasst, weitgehend außer Betracht bleiben. Das Augenmerk richtet sich 
vielmehr auf den zweiten Steuertatbestand des Rennwett- und Lotterie-
steuergesetzes, auf die sog. Lotteriesteuer4 (§§ 17-23 Rennwett- und Lotte-
rieG); diese unterwirft die Veranstaltung öffentlicher Lotterien der Besteue-
rung durch den Staat. 

Von Bedeutung für die rechtliche Ausgestaltung der Lotteriesteuer sind 
neben dem Rennwett- und Lotteriegesetz auch die Ausführungsbestimmun-
gen zu diesem Gesetz;5 sie bilden gemeinsam die ältesten noch geltenden 
Vorschriften im deutschen Verkehrsteuerrecht 6 Kennzeichnend für diese tra-
ditionsreichen Steuertatbestände ist das Verhältnis zum übrigen Steuerrecht, 

1 Renn wett- und Lotteriegesetz (Rennwett- und LotterieG) v. 8. 4. 1922 (RGBI. 
S. 393), zuletzt geändert d. Gesetz v. 20. 12. 1993 (BGBI. I S. 2254). 

2 Heinz/Kopp/Mayer, Verkehrsteuem, 4. Aufl., S. 412. 
3 Heinz/Kopp/Mayer, a. a. 0., S. 20. 
4 Neben die eigentliche Lotteriesteuer tritt in manchen Bundesländern auch die 

sog. Sportwettsteuer, die aber hier nicht näher behandelt werden soll. 
5 Ausführungsbestimmungen zum Rennwett- und Lotteriegesetz (Rennwett- und 

LotterieAB) v. 16.6. 1992 (Reichszentralblatt S. 351), zuletzt geändert d. Gesetz v. 
16.12.1986 (BGBI. I S. 2441). 

6 Ihre Fortgeltung ergibt sich aber aus Art. 123 und 125 GG, vgl. Heinz/Koppl 
Mayer, Verkehrsteuem, S. 412. 
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insbesondere zum Umsatzsteuerrecht (vgl. §§ 4 Nr. 9 b UstG, 18 Rennw-
LottG).7 Je nach Sachverhalt kann es zu einer gleichzeitigen Anwendung 
der in manchen Ländern erhobenen Vergnügungsteuer sowie regelmäßig der 
Gewerbe-, Einkommen- und Körperschaftsteuer kommen;8 daneben bereitet 
in Einzelnillen die Abgrenzung gegenüber der sog. Spielbankabgabe 
Schwierigkeiten. 

Die Vorschriften über die Lotteriesteuer (§§ 17-23 RennwLottG) enthal-
ten streng genommen zwei Steuertatbestände: die Besteuerung inländischer 
Lotterieveranstaltungen und Ausspielungen (§§ 17 ff. RennwLottG) sowie 
ein Tatbestand mit Auslandsbezug, wonach die Einbringung ausländischer 
Lotterielose oder -ausweise ebenfalls der Steuerpflicht unterliegen (§ 21 
RennwLottG).9 

Für die Praxis mag schon alleine wegen der relativen Häufigkeit und 
Transparenz der steuerbaren Vorgänge der erstgenannte Tatbestand von grö-
ßerer Bedeutung sein. Bislang zu wenig untersucht und - angesichts der 
fortschreitenden Integration mitgliedstaatlicher Rechtsordnungen im europäi-
schen Einigungsprozess - von besonderem Interesse dürfte aber gerade die 
Besteuerung ausländischer Lotterietätigkeit nach § 21 Rennwett- und Lotte-
rieG sein, deren Betrachtung Gegenstand der nachfolgenden Unterab-
schnitte sein wird. In einem ersten Teil werden die materiellen Tatbestands-
voraussetzungen nach dem § 21 Rennwett- und LotterieG genannt und 
näher aufgeschlüsselt; daran schließt sich eine verfassungsrechtliche Bewer-
tung dieser einfachgesetzlichen Steuervorschrift und der dazu ergangenen 
Ausführungsbestimmungen an. 

II. Die Anwendbarkeit von § 21 Rennwett· und Lotteriegesetz auf 
ausländische, staatlich konzessionierte Lotterieunternehmen 

1. Allgemeine Tatbestandsvoraussetzungen 

Nach der Regelung des§ 21 Abs. 1 Rennwett-und Lotteriegesetz i. V.m. 
§ 37 Abs. 4 der Ausführungsbestimmungen zum Rennwett- und Lotteriege-
setz sind ausländische Lose mit DM 0,25 für jede angefangene Mark vom 
planmäßigen Preis zu versteuern. Die Steuer von ausländischen Losen wird 
nach dem Nennwert des Loses berechnet. Grundlage der Besteuerung ist 
nicht der geleistete Einsatz, sondern der planmäßige Preis sämtlicher Lose. 

7 Näher hierzu Heinz/Kopp!Mayer, Verkehrsteuern, S. 414; Hicks, Steuerbare 
Tatbestände in der Renn wett- und Lotteriesteuer, UVR 1991 , S. 46. 

8 Einzeln aufgeführt und erläutert bei Hicks, a. a. 0. 
9 Vereinzelt wird hier auch von "Haupt-" (§ 17 Rennwett- und LotterieG) und 

"Nebentatbestand" (§ 21 Rennwett- und LotterieG) gesprochen, vgl. Heinz/Kopp/ 
Mayer, Verkehrsteuern, S. 424. 


